
Kleine Anfrage

Stand zur Annahme oder Ablehnung der geänderten IGV

Frage von Landtagsabgeordneter Herbert Elkuch

Antwort von Regierungsrat Manuel Frick

Frage vom 04. Dezember 2024
Die Internationalen Gesundheitsvorschriften IGV sind Vorgaben der Weltgesundheitsorganisation (WHO). 

Liechtenstein ist ein Vertragsstaat der Internationalen Gesundheitsvorschriften. Am 1. Juni 2024 wurde das 

Änderungspaket an der 77. Weltgesundheitsversammlung im Konsens, also ohne Abstimmung, angenommen. 

Das Änderungspaket enthält einige Vorgaben, die kritisch hinterfragt werden müssen. Die Änderungen treten für 

alle Vertragsstaaten in Kraft, mit Ausnahme derjenigen Vertragsstaaten, die eine Ablehnung oder einen 

Vorbehalt der WHO mitteilen. Ohne Widerspruch treten die Änderungen am 1. Juni 2025 automatisch in Kraft.

An seiner Sitzung vom 13. November 2024 hat der schweizerische Bundesrat beschlossen, zu den 

Anpassungen der IGV eine Vernehmlassung durchzuführen, um dem grossen öffentlichen Interesse an diesem 

Thema Rechnung zu tragen.

* Wird es in Liechtenstein auch eine Vernehmlassung ähnlich wie in der Schweiz geben, um dem grossem 

öffentlichen Interesse Rechnung zu tragen, oder warum nicht?

* Mit dem neuen Art. 44 bis wurde bei der IGV ein Finanzierungsmechanismus eingerichtet, um eine 

nachhaltige Finanzierung zu entwickeln. Können durch den Finanzierungsmechanismus aus heutiger Sicht 

finanzielle Verpflichtungen entstehen und wenn ja, in welcher Höhe?

* Über das Einlegen von Widerspruch hatte die Regierung am 4. Oktober noch nicht entschieden. Wurde 

mittlerweile eine Entscheidung getroffen und welche?

* Die geänderten IGV sehen vor, dass neu eine nationale IGV-Stelle benannt wird. Dies könne gemäss 

Regierung voraussichtlich das Amt für Gesundheit sein. Derzeit ist die Anlaufstelle laut Vereinbarung vom 

2. Dezember 2011 die Landespolizei. Wie ist der Stand der Dinge?

* Der Buchstabe A von Anhang 1 der geänderten IGV bezieht sich auf Kernkompetenzen, mit der 

Fehlinformation und Desinformation als Unterpunkt adressiert sind. Ist die dadurch eingeschränkte 

Meinungsfreiheit mit unserer Verfassung kompatibel?

Antwort vom 06. Dezember 2024
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zu Frage 1:

Die Regierung zieht die von gewissen Kreisen geäusserten Bedenken in den Prozess mit ein und wird die 

Öffentlichkeit über den Verlauf des weiteren Prozesses informieren.

zu Frage 2:

Aus dem koordinierenden Finanzierungsmechanismus können keine finanziellen Verpflichtungen entstehen.

zu Frage 3:

Es wurde noch keine Entscheidung getroffen.

zu Frage 4:

Die liechtensteinische IGV-Anlaufstelle ist bisher das Amt für Gesundheit in Kooperation mit der Landespolizei, 

da gemäss den geltenden IGV die Anlaufstelle rund um die Uhr erreichbar sein muss. Die neu zu ernennende 

nationale IGV-Behörde ist für die Durchführung von Vorschriften gemäss IGV zuständig. Mit diesen Aufgaben 

würde voraussichtlich das Amt für Gesundheit betraut.

zu Frage 5:

Korrekterweise ist in den geänderten IGV von Kernkapazitäten und nicht von Kernkompetenzen die Rede. Diese 

Kernkapazitäten sollen, entgegen der Fragestellung, geschaffen, gestärkt und erhalten bleiben, um die 

Öffentlichkeit mit fachlich und wissenschaftlich fundierten, objektiven Informationen zu übertragbaren 

Krankheiten zu versorgen. Dies in Einklang mit nationalem Recht, also ohne jegliche Einschränkung 

verfassungsmässiger Rechte wie der Meinungsfreiheit.
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